
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der       
Woltering Verfahrenstechnik GmbH & Co. 
KG  (AGB) 
Stand Februar 2017 

Liefer- und Zahlungsbedingungen  

I. Geltungsbereich 

Diese Bedingungen gelten zur Verwendung gegenüber:  

1. Einer Person, die bei Abschluss des Vertrages in Ausübung ihrer gewerblichen 
oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt (Unternehmer). 

2. Juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen im Sinne des §310 Absatz 1 BGB. 

II. Allgemeines 
1. Alle Lieferungen, Verkäufe, Leistungen und Angebote der Woltering 

Verfahrenstechnik GmbH (nachfolgend „Lieferer“ genannt) erfolgen 
ausschließlich auf Grundlage dieser Liefer- und Zahlungsbedingungen. Diese 
sind Bestandteil aller Verträge, die der Lieferer mit seinem Vertragspartner 
(nachfolgend Besteller genannt) über die von ihm angebotenen Lieferungen 
oder Leistungen schließt. 

2. Geschäftsbedingungen des Bestellers oder Dritter finden keine Anwendung 
auch wenn der Lieferer ihrer Geltung im Einzelnen nicht gesondert 
widerspricht. Selbst wenn der Lieferer auf ein Schreiben Bezug nimmt, das 
Geschäftsbedingungen des Bestellers oder des Dritten enthält oder auf solche 
verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Geltung jener 
Geschäftsbedingungen.  

3. Ein Vertrag kommt – mangels besonderer Vereinbarung – mit der schriftlichen 
Auftragsbestätigung zustande. 

III. Angebot, Lieferumfang, Konstruktionsänderungen 
1. Die Angebote des Lieferers sind stets freibleibend und unverbindlich, sofern 

nicht ausdrücklich etwas anderes vermerkt ist. Annahmeerklärungen und 
sämtliche Bestellungen bedürfen zur Rechtswirksamkeit der schriftlichen oder 
fernschriftlichen Bestätigung des Lieferers. Erste Angebote werden, wenn 
nichts anderes vereinbart ist, kostenlos abgegeben. Der Lieferer behält sich 
vor, für weitere Angebote sowie für Entwurfsarbeiten dann eine angemessene 
Vergütung zu berechnen, wenn ein Liefervertrag nicht zustande kommt. 

2. Für den Umfang der Lieferung ist die schriftliche Auftragsbestätigung des 
Lieferers maßgebend. Ergänzungen, Abänderungen oder Nebenabreden 
bedürfen der schriftlichen Bestätigung des Lieferers. 

3. Zu dem Angebot gehörende Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen, 
Gewichts- und Maßangaben sowie sonstige Leistungsdaten sind annähernd 
maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind.  



 

 

Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen 
oder Kennzeichnungen der Lieferung. An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen, 
Kalkulationen und anderen Unterlagen, auch in elektronischer Form, behält 
sich der Lieferant Eigentums- und Urheberrechte vor. Sie dürfen Dritten nicht 
zugänglich gemacht werden. Sie sind, wenn der Auftrag dem Lieferer nicht 
erteilt wird, diesem auf Verlangen unverzüglich zurückzugeben. Die Absätze 1 
und 2 gelten entsprechend für Unterlagen des Bestellers. Diese dürfen jedoch 
solchen Dritten zugänglich gemacht werden, denen der Lieferant 
zulässigerweise Lieferungen übertragen hat. 

4. Der Besteller übernimmt die Verantwortung für die von ihm zu machenden 
Angaben, von ihm zu liefernden Unterlagen sowie für sonstige Beistellungen. 

IV. Preise 
1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinbarung ab Werk einschließlich 

Verladung im Werk, jedoch ausschließlich Verpackung und Entladung. 
Aufträge, für die nicht ausdrücklich feste Preise vereinbart sind, werden nach 
tatsächlich entstandenem Aufwand berechnet.  

2. Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Änderung der preisbildenden 
Faktoren, wie z.B. (Rohstoffpreise, Löhne & Gehälter, Energiekosten, etc.) ein, 
behält sich der Lieferer nachträgliche Preisanpassungen vor. Zu den Preisen 
kommt die am Tage der Rechnungsstellung jeweils gesetzlich vorgeschriebene 
Umsatzsteuer hinzu. Sie wird nach Maßgabe der jeweils geltenden 
umsatzsteuerlichen Bestimmungen berechnet. 

3. Bei Berechnung der Versandkosten erfolgt eine Lieferung frei 
Bestimmungsort. Weitere Kosten am Bestimmungsort sind vom Besteller zu 
übernehmen. Das Verpackungsmaterial wird zu Selbstkosten berechnet und 
nicht zurückgenommen. 

4. Für Kleinaufträge berechnet der Lieferer einen Mindermengenzuschlag. 
V. Zahlung 

1. Soweit nichts anderes vereinbart, sind die Rechnungen des Lieferers 30 Tage 
nach Rechnungsdatum ohne Abzug zahlbar. Teillieferungen werden anteilig 
berechnet. Der Lieferer ist berechtigt, trotz anders lautender Bestimmungen 
des Bestellers Zahlungen zunächst auf dessen ältere Schulden anzurechnen. 
Sind bereits Kosten und Zinsen entstanden, so ist der Lieferer berechtigt, die 
Zahlung zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die 
Hauptleistung anzurechnen.  

2. Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn der Lieferer über den Betrag 
verfügen kann. Im Fall von Schecks oder Wechseln gilt die Zahlung erst als 
erfolgt, wenn Scheck oder Wechsel eingelöst sind. Sämtliche Diskont- und 
Wechselspesen sind vom Besteller zu tragen. 

3. Für Zahlungen durch Akkreditiv gelten die von der ICC herausgegebenen 
Vorschriften über „Uniform Customs an Practice for Documentary Credits“ in 
ihrer jeweils gültigen Fassung. 

4. Bei Zielüberschreitung ist der Lieferer – ohne dass es einer besonderen 
Mahnung bedarf und unter Vorbehalt der Geltendmachung weiterer Rechte – 
berechtigt, von dem betreffenden Zeitpunkt ab Zinsen in Höhe von 8 % über 
Basis-Zinssatz zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer zu berechnen. Die  



 

 

Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt dem Lieferer 
vorbehalten.  

5. Wenn der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, 
insbesondere einen Scheck nicht einlöst oder seine Zahlungen einstellt, oder 
wenn dem Lieferer andere Umstände bekannt werden, die die Kreditwürdigkeit 
des Bestellers infrage stellen, so ist der Lieferer berechtigt, die gesamte 
Restschuld fällig zu stellen, auch wenn er den Scheck angenommen hat. Der 
Lieferer ist in diesem Fall außerdem berechtigt, Vorauszahlungen oder 
Sicherheitsleistungen zu verlangen.  

6. Der Besteller ist zur Aufrechnung, Zurückbehaltung oder Minderung, auch 
wenn Mängelrügen oder Gegenansprüche geltend gemacht werden, nur 
berechtigt, wenn die Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt worden oder 
unstreitig sind. Dasselbe gilt auch im Falle der Geltendmachung von 
Mängelhaftungsansprüchen. 

VI. Lieferung und Lieferzeit 
1. Die vom Lieferer genannten Termine und Fristen sind unverbindlich, sofern 

nicht ausdrücklich schriftlich etwas anderes vereinbart wurde. Der Beginn und 
die Einhaltung von vereinbarten Lieferfristen setzten die Erfüllung der 
Mitwirkungspflichten des Bestellers, insbesondere den rechtzeitigen Eingang 
sämtlicher vom Besteller zu liefernde Unterlagen, Beistellungen, 
Genehmigungen, insbesondere von Plänen, Freigaben sowie die Einhaltung der 
vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen voraus. 
Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die 
Fristen angemessen, mindestens jedoch um den Zeitraum der Verzögerung; 
dies gilt nicht, wenn der Lieferer die Verzögerung allein zu vertreten hat.  

2. Die Einhaltung der Lieferfrist steht unter dem Vorbehalt richtiger und 
rechtzeitiger Selbstbelieferung. 

3. Der Liefertermin ist eingehalten, wenn bis zu seinem Ablauf der 
Liefergegenstand das Werk des Lieferers verlassen hat oder die 
Versandbereitschaft mitgeteilt ist. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist –
außer bei berechtigter Abnahmeverweigerung- der Abnahmetermin 
maßgebend, hilfsweise die Meldung der Abnahmebereitschaft. 

4. Der Lieferer ist zu Teillieferungen und –leistungen jederzeit berechtigt. 
5. Liefer- und Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt und aufgrund 

von Ereignissen, die dem Lieferer die Lieferung wesentlich erschweren oder 
unmöglich machen – hierzu gehören auch nachträglich eingetretene 
Materialbeschaffungsschwierigkeiten, Betriebsstörungen, Streik, Aussperrung, 
Personalmangel, Mangel an Transportmitteln, behördliche Anordnungen usw., 
auch wenn sie bei Lieferanten des Lieferers oder deren Unterlieferanten 
eintreten – hat der Lieferer auch bei verbindlich vereinbarten Fristen und 
Terminen nicht zu vertreten. Sie berechtigen den Lieferer, die Lieferung bzw. 
Leistung für die Dauer der Behinderung zuzüglich angemessener Anlaufzeit 
hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten Teils ganz oder 
teilweise vom Vertrag zurückzutreten. Die vorbezeichneten Umstände sind 
auch dann vom Lieferer nicht zu vertreten, wenn sie während eines bereits  



 

 

vorliegenden Verzuges entstehen. Beginn und Ende derartiger Hindernisse 
wird der Lieferer dem Besteller baldmöglichst mitteilen. 

6. Sofern der Lieferer die Nichteinhaltung verbindlich zugesagter Fristen und 
Termine zu vertreten hat oder sich in Verzug befindet und erwächst dem 
Besteller hieraus ein Schaden, hat der Besteller Anspruch auf eine pauschale  

Verzugsentschädigung in Höhe von 0,5 % für jede vollendete Kalenderwoche, 
insgesamt jedoch höchstens 5 % vom Wert desjenigen Teils der 
Gesamtlieferung der infolge der Verspätung nicht rechtzeitig oder nicht 
vertragsgemäß genutzt werden kann. Ein darüber hinaus gehender 
Schadensersatzanspruch wegen Verzug ist ausgeschlossen. 

7. Setzt der Besteller dem Lieferer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Ausnahmefälle – nach Fälligkeit zweimalig eine angemessene Frist zur 
Leistung und wird die zuletzt gesetzte Frist nicht eingehalten, ist der Besteller 
im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zum Rücktritt berechtigt. Darüber 
hinausgehende Ansprüche sind mit Ausnahme des Rücktrittrechts des 
Bestellers gem. Ziffer XII. ausgeschlossen, es sei denn, der Verzug beruht auf 
zumindest grober Fahrlässigkeit des Lieferers. 

8. Werden der Versand bzw. die Abnahme des Liefergegenstandes aus Gründen 
verzögert, die der Besteller zu vertreten hat, so werden ihm, beginnend einen 
Monat nach Meldung der Versand- bzw. Abnahmebereitschaft, die durch die 
Verzögerung entstandenen Kosten berechnet. 

VII. Technische Abnahmeprüfung durch den Besteller oder durch einen von ihm 
Beauftragten 

Verlangt der Besteller vor Abnahme der Ware die Vornahme von Prüfungen 
(z. B. Material-, Funktions- und Maßprüfungen etc.), so sind deren Art und 
Umfang besonders zu vereinbaren. Ihre Kosten gehen zu Lasten des Bestellers. 

VIII. Erfüllungsort, Versand und Gefahrübergang 
1. Erfüllungsort für alle Verpflichtungen ist Ochtrup soweit nichts anderes 

bestimmt ist. 
2. Verpackung und Versand erfolgen nach bestem Ermessen, aber ohne darüber 

hinausgehende Verbindlichkeiten des Lieferers. Die Ware reist stets auch bei 
frachtfreier Lieferung auf Gefahr des Empfängers, und wenn nicht bestimmte 
Weisungen über Verpackung und Versand gegeben sind, nach bestem 
Ermessen ohne irgendwelche Verpflichtungen für billigste Verfrachtung und 
Verpackung. 

3. Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung auf den Besteller über, sobald 
die Sendung zur Abholung bereitgestellt wurde, an die den Transport 
ausführende Person übergeben worden ist oder zwecks Versendung das Lager 
des Lieferers verlassen hat. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist diese für 
den Gefahrübergang maßgebend. 

4. Sofern nichts anderes vereinbart ist, erfolgt der Transport der 
Liefergegenstände auf Kosten und Rechnung des Bestellers. 



 

 

5. Der Lieferer ist verpflichtet, auf Wunsch und Kosten des Bestellers die 
Versicherungen zu bewirken, die dieser verlangt. Verzögert sich der Versand 
infolge von Umständen, die der Besteller zu vertreten hat, so geht die Gefahr 
auch vom Tage der Verlade- oder Abnahmebereitschaft auf den Besteller über. 

6. Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er sonstige 
Mitwirkungspflichten, ist der Lieferer berechtigt, den Ersatz des ihm 
entstandenen Schadens einschließlich etwaiger Mehraufwendungen,  

insbesondere die durch die verzögerte Annahme der Lieferung entstandenen 
Kosten, zu verlangen. 

7. Sofern Handelsklauseln wie FOB, CFR, CIF, etc. verwendet werden, sind sie 
gemäß den jeweils gültigen Incoterms der ICC auszulegen. 

IX. Eigentumsvorbehalt 
1. Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der Sicherung aller 

jeweils bestehenden derzeitigen und künftigen Forderungen des Lieferers 
gegen den Besteller aus der zwischen den Vertragspartnern bestehenden 
Lieferbeziehung über Geschäftsbeziehung (einschließlich Saldoforderungen 
aus einem auf diese Lieferbeziehung beschränkten Kontokorrentverhältnis). 

2. Die vom Lieferer an den Besteller gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen 
Bezahlung aller gesicherten Forderungen Eigentum des Lieferers. Die Ware 
sowie die nach dieser Klausel an ihre Stelle tretende, vom Eigentumsvorbehalt 
erfasste Ware wird nachfolgend Vorbehaltsware genannt. 

3. Der Besteller verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den Lieferer. 
4. Der Besteller ist berechtigt, die Vorbehaltsware bis zum Eintritt des 

Verwertungsfalls (Absatz 9) im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu 
verarbeiten und zu veräußern. Verpfändungen und Sicherungsübereignungen 
sind unzulässig. 

5. Wird die Vorbehaltsware vom Besteller verarbeitet, so wird vereinbart, dass 
die Verarbeitung im Namen und für Rechnung des Lieferers als Hersteller 
erfolgt und der Lieferer unmittelbar das Eigentum oder – wenn die 
Verarbeitung aus Stoffen mehrerer Eigentümer erfolgt oder der Wert der 
verarbeiteten Sache höher ist als der Wert der Vorbehaltsware – das 
Miteigentum (Bruchteilseigentum) an der neu geschaffenen Sache im 
Verhältnis des Werts der Vorbehaltsware zum Wert der neu geschaffenen 
Sache erwirbt. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb beim Lieferer 
eintreten sollte, überträgt der Besteller bereits jetzt sein künftiges Eigentum 
oder – im o.g. Verhältnis Miteigentum an der neu geschaffenen Sache zur 
Sicherheit an den Lieferer. Wird die Vorbehaltsware mit anderen Sachen zu 
einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar vermischt und ist eine der 
anderen Sachen als Hauptsache anzusehen, so überträgt der Lieferer, soweit 
die Hauptsache ihm gehört, dem Besteller anteilig das Miteigentum an der 
einheitlichen Sache in dem in Satz 1 genannten Verhältnis. 

6. Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der Besteller bereits 
jetzt sicherungshalber die hieraus entstehende Forderung gegen den Erwerber – 
bei Miteigentum des Lieferers an der Vorbehaltsware anteilig entsprechend 
dem Miteigentumsanteil – an den Lieferer ab. Gleiches gilt für sonstige  



 

 

Forderungen, die an die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst 
hinsichtlich der Vorbehaltsware entstehen, wie z. B. Versicherungsansprüche 
oder Ansprüche aus unerlaubter Handlung bei Verlust oder Zerstörung. Der 
Lieferer ermächtigt den Besteller widerruflich, die an den Lieferer 
abgetretenen Forderungen im eigenen Namen einzuziehen. Der Lieferer darf 
diese Einzugsermächtigung nur im Verwertungsfall widerrufen. 

7. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung, wird 
der Besteller sie unverzüglich auf das Eigentum des Lieferers hinweisen und  

den Lieferer hierüber informieren, um ihm die Durchsetzung seiner 
Eigentumsrechte zu ermöglichen. Sofern der Dritte nicht in der Lage ist, dem 
Lieferer die in diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Besteller dem 
Lieferer. 

8. Der Lieferer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle tretenden Sachen 
oder Forderungen auf Verlangen nach seiner Wahl freigeben, soweit ihr Wert 
die Höhe der gesicherten Forderungen um mehr als 10 % übersteigt. 

9. Tritt der Lieferer bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers – insbesondere 
Zahlungsverzug – vom Vertrag zurück (Verwertungsfall), ist er berechtigt, die 
Vorbehaltsware heraus zu verlangen. 

10. Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Bestellers berechtigt den Lieferer mit sofortiger Wirkung vom Vertrag 
zurückzutreten und die umgehende Rückgabe des Liefergegenstandes zu 
verlangen. 

X. Gewährleistung, Sachmangel 

Für Sachmängel der Lieferung leistet der Lieferer unter Ausschluss weiterer 
Ansprüche - vorbehaltlich Ziffer XII. - Gewähr wie folgt: 

Sachmängel  

1. Alle diejenigen Teile sind unentgeltlich nach Wahl des Lieferers 
nachzubessern oder mangelfrei zu ersetzen, die sich innerhalb der 
Verjährungsfrist infolge eines vor dem Gefahrübergang liegenden Umstandes 
als mangelhaft herausstellen. Die Feststellung solcher Mängel ist dem Lieferer 
unverzüglich schriftlich zu melden. Ersetzte Teile werden Eigentum des 
Lieferers. 

2. Die Geltendmachung von Mängelhaftungsansprüchen durch den Besteller setzt 
voraus, dass dieser die Liefergegenstände unverzüglich, spätestens innerhalb 
einer Woche nach der Ablieferung auf Mängel untersucht und, falls sich ein 
Mangel zeigt, diesen dem Lieferer unverzüglich schriftlich anzeigt. Mängel, 
die auch bei sorgfältiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden 
können, sind dem Lieferer unverzüglich nach Entdeckung schriftlich 
mitzuteilen. Ablieferung im Sinne von Satz 1 dieser Vorschrift ist der  



 

 

Zeitpunkt, an dem der Liefergegenstand in die Verfügungsgewalt des 
Bestellers gelangt oder ohne dessen Verschulden hätte gelangen können. 

3. Zur Vornahme aller dem Lieferer notwendig erscheinenden Nachbesserungen 
und Ersatzlieferungen hat der Besteller nach Verständigung mit dem Lieferer 
die erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben; anderenfalls ist der Lieferer 
von der Haftung für die daraus entstehenden Folgen befreit. Nur in dringenden 
Fällen der Gefährdung der Betriebssicherheit bzw. zur Abwehr 
unverhältnismäßig großer Schäden, wobei der Lieferer sofort zu verständigen 
ist, hat der Besteller das Recht, den Mangel selbst oder durch Dritte beseitigen 
zu lassen und vom Lieferer Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu 
verlangen. 

4. Von den durch die Nachbesserung bzw. Ersatzlieferung entstehenden 
unmittelbaren Kosten trägt der Lieferer – soweit sich die Beanstandung als 
berechtigt herausstellt – die Kosten des Ersatzstückes einschließlich des 
Versandes. Er trägt außerdem die Kosten des Aus- und Einbaus sowie die 
Kosten der etwa erforderlichen Gestellung der notwendigen Monteure und 
Hilfskräfte einschließlich Fahrtkosten, soweit hierdurch keine 
unverhältnismäßige Belastung des Lieferers eintritt. 

5. Der Besteller hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften ein Recht zum 
Rücktritt vom Vertrag, wenn der Lieferer – unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Ausnahmefälle – eine ihm gesetzte angemessene Frist für die 
Nachbesserung oder Ersatzlieferung wegen eines Sachmangels fruchtlos 
verstreichen lässt. Liegt nur ein unerheblicher Mangel vor, steht dem Besteller 
lediglich ein Recht zur Minderung des Vertragspreises zu. Das Recht auf 
Minderung des Vertragspreises bleibt ansonsten ausgeschlossen. Weitere 
Ansprüche bestimmen sich nach Ziffer XII. 2 dieser Bedingungen. 

6. Keine Gewähr wird insbesondere in folgenden Fällen übernommen: 
Ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte Montage bzw. 
Inbetriebsetzung durch den Besteller oder Dritte, natürliche Abnutzung, 
fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, nicht ordnungs-gemäße Wartung, 
ungeeignete Betriebsmittel, mangelhafte Bauarbeiten, ungeeigneter Baugrund, 
chemische, elektrochemische oder elektrische Einflüsse – sofern sie nicht vom 
Lieferer zu verantworten sind. 

7. Bessert der Besteller oder ein Dritter unsachgemäß nach, besteht keine Haftung 
des Lieferers für die daraus entstehenden Folgen. Gleiches gilt für ohne 
vorherige Zustimmung des Lieferers vorgenommene Änderungen des 
Liefergegenstandes. 

8. Die Gewährleistung des Lieferers erstreckt sich nicht auf aus der 
Mängelbeseitigung entstehenden Folgekosten. 

Soweit ein Mangel auf einen Teil beruht, welches der Lieferer von einem 
Dritten als Zulieferer für seine Produkte erworben hat, so tritt der Lieferer 
bereits jetzt seine Ansprüche aus der Lieferung des Zukaufteils oder aus 
entsprechenden Fremdleistungsverträgen an den Besteller ab. Die 
Mängelhaftung ist insoweit beschränkt.  



      
 
 
 

 9.   Sachmängel sind nicht: 
 

• natürlicher Verschleiß, 
• ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung; 
• fehlerhafte Montage oder Inbetriebnahme durch den Besteller oder Dritte; 
• unsachgemäße, fehlerhafte oder nachlässige Behandlung; 
• unsachgemäße Lagerung oder Aufstellung; 
• Nichtbeachtung der zugehörigen Betriebsanleitungen; 
• Verwendung ungeeigneter Betriebsmittel; 
• Verwendung ungeeigneter Austauschwerkstoffe und –teile; 
• chemische, elektrochemische, elektromagnetische, elektrische oder 

vergleichbare Einflüsse; 
• Änderungen des Liefergegenstandes durch den Besteller (oder eines von ihm 

beauftragten Dritten), es sei denn, der Sachmangel steht nicht in ursächlichem 
Zusammenhang mit der Änderung; 

• Einbau von Komponenten sowie Erstz-, Verschleiß- oder sonstigen Teilen 
sowie Schmiermittel, die nicht vom Hersteller stammten (sog. OEM), es sei 
denn, der Sachmangel steht nicht in ursächlichem Zusammenhang mit dem 
eingebauten Teil; 

• Fehlende oder nicht-ordnungsgemäße Wartung durch den Besteller oder 
Dritten, soweit diese nicht zur Wartung der Maschinen durch den Hersteller 
autorisiert sind. 

10. Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, umfasst die Mängelhaftung               
nicht  die Beseitigung von Softwarefehlern und Fehlern, die durch 
unsachgemäße Nutzung, Bedienungsfehler, natürlichem Verschleiß, 
unzulänglicher Systemumgebung, Verwendung von anderen als in der 
Spezifikation aufgeführten Einsatzbedingungen sowie unzureichender Wartung 
verursacht sind. 

11. Der Besteller hat Mängel an der Software unverzüglich in 
nachvollziehbarer und detaillierter Form unter Angabe aller für die 
Mängelerkennung und –analyse zweckdienlichen Informationen schriftlich zu 
melden. Insbesondere sind die Erscheinungsform und die Auswirkungen des 
Softwaremangels anzugeben. 

12. Sachmängel- und Rechtsmängelansprüche verjähren in 12 Monaten. Die 
Verjährungsfrist beginnt mit Gefahrenübergang gemäß Ziffer VIII. 

13. Die in dieser Ziffer X enthaltenen Bestimmungen regeln abschließend die 
Mängelhaftung für die vom Lieferer gelieferten Gegenstände. Weite gehende 
Ansprüche des Bestellers, insbesondere für Schäden, die nicht am 
Liefergegenstand selbst entstanden sind, richten sich ausschließlich nach Ziffer 
XII. 

 



 

 

 

14. Für Gebrauchtmaschinen und –anlagen ist jegliche Sachmängelhaftung 
ausdrücklich ausgeschlossen 

XI. Gewährleistung, Rechtsmängel 
1. Führt die Benutzung des Liefergegenstandes zur Verletzung von gewerblichen 

Schutzrechten oder Urheberrechten im Inland, wird der Lieferer auf seine 
Kosten dem Besteller grundsätzlich das Recht zum weiteren Gebrauch 
verschaffen oder den Liefergegenstand in für den Besteller zumutbarer Weise 
derart modifizieren, dass die Schutzrechtsverletzung nicht mehr besteht. Ist 
dies zu wirtschaftlich angemessenen Bedingungen oder in angemessener Frist 
nicht möglich, ist der Besteller zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Unter 
den genannten Voraussetzungen steht auch dem Lieferer ein Recht zum 
Rücktritt vom Vertrag zu. Darüber hinaus wird der Lieferer den Besteller von 
unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Ansprüchen der betreffenden 
Schutzrechtsinhaber freistellen. 

2. Die in Ziffer XI. 1. genannten Verpflichtungen des Lieferers sind vorbehaltlich 
Ziffer XII. 2. für den Fall der Schutz- oder Urheberrechtsverletzung 
abschließend. Sie bestehen nur, wenn 

§ der Besteller den Lieferer unverzüglich von geltend gemachten Schutz- 
oder Urheberechtsverletzungen unterrichtet, 

§ der Besteller den Lieferer in angemessenem Umfang bei der Abwehr 
der geltend gemachten Ansprüche unterstützt bzw. dem Lieferer die 
Durchführung der Modifizierungsmaßnahmen gemäß Ziffer XI.1 
ermöglicht, 

§ dem Lieferer alle Abwehrmaßnahmen einschließlich außergerichtlicher 
Regelungen vorbehalten bleiben, 

§ der Rechtsmangel nicht auf einer Anweisung des Bestellers beruht und 
§ die Rechtsverletzung nicht dadurch verursacht wurde, dass der 

Besteller den Liefergegenstand eigenmächtig geändert oder in einer 
nicht vertragsgemäßen Weise verwendet hat. 

XII. Haftung 
1. Wenn der Liefergegenstand durch Verschulden des Lieferers infolge 

unterlassener oder fehlerhafter Ausführung von vor oder nach Vertragsschluss 
erfolgten Vorschlägen und Beratungen oder durch die Verletzung anderer 
vertraglicher Nebenverpflichtungen – insbesondere Anleitung für Bedienung 
und Wartung des Liefergegenstandes – vom Besteller nicht vertragsgemäß 
verwendet werden kann, so gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des 
Bestellers die Regelungen der Ziffern X., XI.1, und XII.2 entsprechend. 

2. Für Schäden, die nicht am Liefergegenstand selbst entstanden sind, haftet der 
Lieferer – aus welchen Rechtsgründen auch immer – nur  

1. bei Vorsatz, 
2. bei grober Fahrlässigkeit des Inhabers/der Organe oder leitender 

Angestellter, 
3. bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit, 



 

 

 

4. bei Mängeln, die er arglistig verschwiegen oder deren Abwesenheit er 
garantiert hat, 

5. bei Mängeln des Liefergegenstandes, soweit nach 
Produkthaftungsgesetz für Personen- oder Sachschäden an privat 
genutzten Gegenständen gehaftet wird. 

Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Lieferer 
auch bei grober Fahrlässigkeit nicht leitender Angestellter und bei leichter 
Fahrlässigkeit, in letzterem Fall begrenzt auf den vertragstypischen, 
vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden. 

3. Der Besteller wird darauf hingewiesen, dass er vor dem Installieren und 
während der Nutzung einer Software laufend Datensicherungen vornehmen 
muss. Bei Verlust von Daten haftet der Lieferer nur für denjenigen Aufwand, 
der für die Wiederherstellung der Daten bei ordnungsgemäßer Datensicherung 
durch den Besteller erforderlich ist. 

Die weitergehende Haftung auf Schadensersatz, insbesondere 
Vermögensschaden, ist ausgeschlossen.  

XIII. Besondere Bedingungen für Bearbeitungsverträge  

Ergänzend zu- oder abweichend von den vorstehenden Lieferbedingungen gilt 
für derartige Bearbeitungsfälle:  

1. Für das Verhalten des an den Bearbeiter eingesandten Materials, insbesondere 
infolge mechanischer Bearbeitung, Wärmebehandlung und sonstiger  

Bearbeitungsvorgänge, übernimmt dieser keine Haftung. Sein Anspruch auf 
Vergütung bleibt unberührt. Durch unvorhersehbare Materialeigenschaften 
verursachten Mehraufwand der Bearbeitung trägt der Besteller. 

2. Wird das Material bei der Bearbeitung durch leichte Fahrlässigkeit des 
Bearbeiters bzw. seiner Erfüllungs- und Verrichtungshilfen unbrauchbar, 
entfällt ein Schadensersatzanspruch des Bestellers. Wird eingesandtes Material 
durch Materialfehler oder sonstige Mängel bei der Bearbeitung unbrauchbar, 
so sind dem Lieferer die aufgewendeten Kosten vom Besteller zu erstatten. 

3. Mängelhaftung ist ausgeschlossen. 
XIV. Verjährung  

Alle Ansprüche des Bestellers – aus welchen Rechtsgründen auch immer – 
verjähren in 12 Monaten. Für Schadensersatzansprüche nach Ziffer XII. 2 1 – 5 
gelten die gesetzlichen Fristen. Die Verjährungsfrist beginnt mit 
Gefahrenübergang gemäß Ziffer 5. 



 

XV. Softwarenutzung  
1. Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem Besteller ein nicht 

ausschließliches Recht eingeräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer 
Dokumentationen zu nutzen. Sie wird zur Verwendung auf dem dafür 
bestimmten Liefergegenstand überlassen. Eine Nutzung der Software auf mehr 
als einem System ist untersagt. 

2. Der Besteller darf die Software nur im gesetzlich zulässigen Umfang (§§ 69 a 
ff. UrhG) nutzen, vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder von dem 
Objektcode in den Quellcode umwandeln. Der Besteller verpflichtet sich, 
Herstellerangaben – insbesondere Copyright-Vermerke – nicht zu entfernen 
oder ohne vorherige ausdrückliche Zustimmung des Lieferers zu verändern. 

3. Alle sonstigen Rechte an der Software und an den Dokumentationen, 
einschließlich der Kopien, bleiben beim Lieferer bzw. beim 
Softwarelieferanten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht zulässig. 

4. Die Nutzung von Auswahlprogrammen etc. sind Hilfsmittel, aber keine 
rechtsverbindlichen Auslegungen. 

5. Der Lieferer haftet für die eingebaute und zukünftig installierte (auch als 
Upgrade oder Update) Software nicht, wenn der Besteller die Software 
unsachgemäß verwendet. Eine unsachgemäße Verwendung oder Nutzung liegt 
insbesondere vor, wenn der Besteller oder ein Dritter  

-Maschinen- und Anlageparameter ohne schriftliche Zustimmung des Lieferers 
löscht, verändert oder anderweitig beeinflusst, so dass die Funktionsfähigkeit 
der Maschine oder Anlage beeinträchtigt sein kann; 

-eine Software installiert (auch als Upgrade oder Update), die nicht vom 
Lieferer für den jeweiligen Maschinen- oder Anlagetyp, den der Besteller 
erwirbt oder erworben hat, autorisiert ist; 

-eine Software bei laufender Maschine oder Anlage installiert (auch Upgrade 
oder Update), die vom Lieferer für den jeweilig verkauften Maschinen- oder 
Anlagetyp autorisiert ist, und die Maschine nicht während des gesamten 
Installations-, Upgrade oder Update-Prozess durch den Besteller laufend 
beobachtet und ihr Verhalten laufend überprüft, sowie Personen auf Distanz 
hält. 

 

XVI. Anwendbares Recht, Gerichtsstand  
1. Für diese Geschäftsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen 

zwischen dem Lieferer und dem Besteller gilt das materielle Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG). 

2. Alleiniger Gerichtsstand ist bei allen aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar 
oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten der Sitz des Lieferers. Der 
Lieferer ist jedoch auch berechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen. 

 



 

XVII. Verbindlichkeit des Vertrags, Salvatorische Klausel 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen oder Teile einer Bestimmung dieser 
Verkaufs- und Lieferbedingungen aus irgendwelchen Gründen rechtlich 
unwirksam sein oder unwirksam werden, so wird hiervon ihre Gültigkeit im 
Übrigen nicht berührt. Der Besteller und der Lieferer verpflichten sich, die 
unwirksamen Bestimmungen bzw. Teilbestimmungen durch Reglungen zu 
ersetzen, die rechtlich zulässig sind oder der ursprünglichen Regelung 
wirtschaftlich am besten entsprechen. Gleiches gilt für den Fall unbewusster 
Lückenhaftigkeit. 

	


